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Weitere Anfragen zur Anfrage/Antwort F-6043/2015 zur Begründung der Notwendigkeit 
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Antwort der Verwaltung – Straßen-, Grünflächen- und Friedhofsamt: 
 
Zu 1.  
Alle 10 aufgenommenen Unfälle, waren Unfälle mit Radfahrern. 
 
Zu 2. 
Im Zeitraum von 2013 bis 2015 wurden 7 Unfälle mit Fahrradfahrern registriert. 
 
Zu 3.  
Diese Frage wurde bereits am 08.12.2015 (Sitzungstermin StVV) beantwortet. 
Das Protokoll der Verkehrsschau und die Informationsvorlage I-5064/2013 beantworten 
diese Frage ausgiebig. Da die gesamte Straße des Friedens Schulweg ist und als solche 
auch betrachtet und bewertet wird. 
 
Zu 4./4.1 
Es gab während der zweijährigen Bauzeit der Berkenbrücker Chaussee keine Probleme des 
ruhenden Verkehrs. Auf der östlichen Fahrbahnseite ist das Parken uneingeschränkt 
möglich. Im Abschnitt Beelitzer Tor bis Friesenstraße wurde vor 24 Jahren ein Parkstreifen 
vor den Einfamilienhäusern befestigt.    
Zu 4.2 
Es wurde mit dem Bäcker Kubick mehrmals darüber gesprochen.  
Zu 4.3 
Die Sportstätte ist Eigentum der Stadt Luckenwalde. Der FSV ist hier Nutzer der Anlage. Da 
sich die Parksituation lediglich auf die gegenüberliegende Seite der Fahrbahn verlagert, sehe 
ich keine Notwendigkeit mit dem FSV zu sprechen. Die Parksituation hat sich nicht 
verschlechtert. Diesbezüglich hat sich der FSV auch noch nicht an die 
Straßenbauverwaltung gewandt. 
 
Zu 5. 
Die Markierung des Radfahrschutzstreifens hat 4.300,00 EUR gekostet. Es sind keine 
weiteren Ausgaben nötig. 
 
Zu 6.  
Wie bereits mehrfach erwähnt, die Anzahl der Unfälle, die Aussagen des Bäckers Kubick zu 
seinen Wahrnehmungen, die Auffassungen der Polizei und des Straßenverkehrsamtes sowie 
die Einschätzungen meiner Kollegen bestätigen meine Meinung zu dem bestehenden 
Konfliktpotential. 
 
Zu 7.  
Die Einordnungssituation wurde mit der Remarkierung wieder ordnungsgemäß hergestellt. 
Für Unfälle oder Schäden kommt der Verursacher auf. 
Für die Markierung des Radfahrschutzstreifens gibt es eine ordnungsgemäße mit der Polizei 
abgestimmte verkehrsrechtliche Anordnung. Diese wurde umgesetzt. 
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